
1 .. Be iblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenzo 24.Jänner 1949. 

~e. Tätigkeit· der Beschwerdekommission naoh dem NS-Gesetz. 

;ua/A.B. A f IU 21973 n r a 8 e bea n tw 0 r tun g. 

Die Abg.Dr.T S 0 h ade k, DroK 0 r e f, E i beg ger 

und Genossen haben in der Sitzung des Nationalrates vom 24 o November 1948 

eine Antrage eingebraoht, in der sie um einen Borioht über das Ergebnis 

der btJ herigen Tätigkeit der Besohwerdekommission naoh dem NS-Gesetz 

e~s~h.a und zur rasoheren Abwicllung der anhängigen Verfahren eine Vermehrung 
a.er Senate 

der Zahl/dieser Kommission vorschlagen. 

In Beantwortung dieser Anfrage teilt Bundesminister für Inneres 

He 1m e rmit: 

Nach § 7 des Verfassungsgesetzes vom 8.Mai 1945, St.GoB1.Nr.l3, 

übe~ das Verbot der NSDAP (Verbotsgesetz) und §§.23 ff der hiezu ergangenen 

NS-Rcgistrierungsverordnung vom 11.Juni 1945, St.G.Bl.Nr.18, kam der beim 

ehenmligen Staatsamt fii.'t! Inneres errichteten Kommission (Beschwerdekommission) 

lediglich die Entsoheidung über Besohwerden gegen Einspruchsentsoheidungen 

der Landeshauptmänner (in Wien der Einspruchskommissionen) in Registrierungs

angelegenheiten zu. Duroh das als 3. Verbotsges,etznovelle betitelte I.Hauptstück 

des Bundesverfassungsgesetzes vom 6.Februar 1947, Bp G.Bl.Nr.25, über die Behand

lung der Nationalsozialisten (Nationalsozialistengesetz) wurde das nunmchl" als 

'tye~botsgesetz 1947u bezeiohnete Verbotsge setz grundlegend geändert und hie-

bei auoh der Aufgabenbereioh der Beschwerdekommission sehr erweitert. Neben 

der im § 7 des Verbotsgesetzes festgelegten Funktion als Besohwerdeinstanz 

wurde der Besohwerdekommis.sion auch die Entsoheidung über die Ausnahmen von 

der Verzeiohnung gemäss § 4, Abs.(5),lit.a, VG.1947 ( aus politisohen 

Grü:tldenabgel~hnte Parteianwärter ) sowie über die Registrierungspflioht ge

mäsa § 4, Aba.(l), lit.e,VG.1947 ( wirtschaftliche Kollaborateure ) 

übe~tragen. Diesem vergrösserten Aufgabenber~ich trägt § 38, Abs.(2), der Ver

ordl\ung der Bundesregi,erung vom lO.März 1947,B.G.Bl.Nr.64,· zur Durchführung 

des V?rbotsgesctzes 1947 dadurch Rechnung, dass sie für den Bedarfsfall die 

Bildung von Senaten der Beschwerdekommission in Wien und in den Bundesländern 

vorsieht. Die ursprüngliohen Bestimmungen über. die Zusammensetzung der Bcschwerd0·

kommission, die aus einem Richter als Vorsitzenden und sechs anderen Mitglie

dern, von denen mindestens zwei die Eignung zum Richteramte haben und mindestelw 

zwei Rechtskundige Verwaltungsbeamte sein müssen, besteht, blieben jedooh 

unverändert. 
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2.Beiblatt Beiblatt :&ur Parlamcnts~orresponde.nzo 24 .. Jänner 1949. 

Behufs möglichst beschleunigter Erledigung der anfallenden 

Registr!erungsfälle hat das Bundesministeriu~ für Inneres von der in de~ 

vorzitierten Durohführungsverordnung gegebonen Ermächtigung zur Bildung mchre

~er Senate der Beschwerdekommission in steigendem Ausmass Gebrauoh gemacht. 

Derze! t bestehen in Wien .·;;VÖS~nate 1 in Graz; Klage:r..furt J Linz, Salzburg, 

Innabruok und Bregenz je ein· AusSenSel'lat ~ Sahon die Bildung d:ie ser 18 ·Senate 
. - - - -

begeg:r.lcte zufolge des grossen Personalbedarfes (18 aktive Richter als Vorsitz:.c!l'~ 

de, 36 zum Riohteramte geeignete M[tglieder, 36 rechtskundige Verwaltungsboamte 

und J6 weitere Mitglieder) naturgemäss erhebliohen Schwierigkeiten und konnte 

überhaupt nur duroh die Heranziehung von Pensionisten zu: Kommissionsmitgliedel'll 

bewerkstelligt werdenG 

Vfährend die seohs Aussensenate, die im Interesse einer einheitlichen 

Spruchpraxis zunächst nu~ mit den Entscheidu~gcn über die Autnahmen von der 

Verzoiohnung nach § 4, Abs.(5), lit.a, VG.1947, also mit den Fällen einfacherer 

Natur, betraut waren, nennenswerte Rückstände vermeiden konnten, waren die 

zw81fWiener Senate ausserstande, den ungeheuren Arbeitsanfall zu bewältigen. 

(N'äheres diesbezüglich siehe beiliegende Arbeitsstatistik !) Da eine entsp:r:.ccheJJ:

da weitere Vermehrung der Anzahl derWiener Senate, wie oben dargelegt, infolge 

Pers~.>nalmangels undurchführbar war 1 'Versuchte das Bu.nde~nn~"ni. ~te :rium für Inneres, 

auf andere Weise Abhilfe ~u schaffen. Zwecks Intensivierung der Tätigkeit der 

Besohwerdekommission wurden zunächst zur unterstützung der Senatsvorsitzenden 

Senatsmitglieder als Berichterstatter bestellt und ihnen die Vorbereitung ein

facher Fälle und die AUsarbeitung der bezüglichen Entscheidungen übertragen. 

Na.oh dem Inkrafttreten des Bundesverfassungsgesetze s vom 210Aprii 1948, 

B.G.Bl.Nro99, über die vorzeitige J3eendigung der im Natione.lsod~.listimgesctz 

vorgeseheneri·Sühnefolgen für minderbelastete PersO!JBn, wurde den Aussensenaten 

auoh dieEnt soheidung 'in solchen B('sch7~,erdE'f911en übertragen, bei welohen 

nur die Verzeichnung als Mind81'belasteter in Frage kommt .. Im Zuge dieser 

Erweitel"!lng des Aufgabenkreises der Aus sensenate wurden diesen von den Wiener 

Senaten insgesamt 656 Bcaohwerdefälle zur Entsoheidung abgetreten. 

Die vorerwähnten organisatorisohen Massnahmen sowie die für Jänner 

1949 in Aus sicht genommene Bildung v6n drei weiteren Wiener Senaten ersaheinen , , 

j cdooh für die gebotene beschleunigte Erledigung der Rückstände als völlig Wl-

zureichend. Bei der Bewertung der in der beiliegenden Arbeitsstatistik ausge-

mesenen Za-hlen ist auoh darauf Bedacht zu nehmen, dass sich die Beschwerde

kommission zufolge von Wicderaufnahmeahträgen nach § 69 AVG und von Anträgen 
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3.Beiblatt Beiblatt zurParlamentskorrespondenz~ 24,.Jänner 1949. . 
naoh § 43 der Durohführungsverordnung zum Verbotsgesetz 1947 nicht selten 

mit einzelnen Registrierungsfällen zwei- bisdrcima1 befassen muss, sehl' 

häufig mündliche Verhandlungen erforderlich ':;ind und das Verfahren bei 

de~ Besohwerdekommission, als letzter Instanz in ncgistrierungsangelegerJlcitcn, 

grösste Genauigkeit und Gründlichkeit voraussotzt o 

Die einzige zweokentsprechende Lösung des Problems, die bereits 

mehrmals mit dem Bundeskanzleramt erörtert wurdc 1 ist naoh ho.Ansicht in einer 

Verringerung der Stärke der Sonate von sieben auf fünf Mitglieder sowie in der 

Verwendung auoh nichtaktiver Richter als Senatsvorsitzende zu suchen, woduroh 

- coine erhebliohe Vermehrung der Anzahl der Senate ermöglicht wtirde. Die Senate 

würden sich in diesem Fall aus einem zum Riohteramte ~ecigneten Vorsitzenden 

und Tier anderen Mitgliedern zusammensetzen, von denen mindestens eines 

gleiohfalls die Eignung zum Richter haben müsste, während mindestens zwei 

weitere Mitglieder. rechtskundige Verwaltungsbeamte sein müssten .. 

Unter einem ergeht daher von h.a. an das hiefür zuständige 

Bu.~dcskanzleramt neuerlich der Antrag, eine entsprechende Novellierung 

daß·die Zusammensetzung der Senate der Besch~erdekommission bestimmend~n 

§ 7, Abs.(l), des Verboiisgesetzes 1947 sowie des bezügliohen §.38~ Abs.(l), 

de~-Verordnung der Bundesregierung vo~ lO.März 1947, B.GbBl~Nr.S4, zur 

l).1rchfühl'ung des Verbotsgesetzes 1947, in die Wege zu leiteno 

-.-.,-ol;Ql 
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4. Beiblatt Beiblatt zur Parlament skorrespondenz 0 

S tat ist i k 

über die 

Tätigkeit der Beschwerdekommission 
bis 1 0 Dezember 19480 

z. Wienel" Senate angefallene 
Fälle 

Beschwerdefälle. 14133x 

Fälle 'nach § 4 I Abs.{S}z 
1it,a, VG,,1947 4424 

J'älle 'nach § 4aAbs.(lla 
lit.e, VG.1947 

x) Weitere 656 angefallene Beschwerden \~den 
den Aussensenaten zur Erledigung abgetreten. 

xx) In de~'Zwischenzeit würden-alle Anträgo. 
naoh § 4,Abs o(S), 1it.a, VG.19~7 erledigt. 

11. Senat Gras 

Beschwcrdefälle 

Fälle'nach § 4 2Abs.(sll 
lit.a. VG o1947 

"x) Darunter 81 Besohwerden, die im September 
1948 von den Wiener Senaten zur Erledigung 
abgetreten wurden. 

III. Klasenturt 

23 

l17x 

748 

Beschwerde fälle 

Fälle'nach § 4 I Abs,(S), 
lit.a, VG.1947 

.17OX 

. x) Darunter 167 Besohwerden, die im September 
1948 von den Wiener Senaten zur Erledigung 
a~getreten wurden, 

XX·I.inz 
Besohwerdefälle 
Zälle"naoh'§ 4,Abs.(S), 
. lit.s. VG.1947 

. x) Darunter 231 Beschwerden, die im September 
1948 von den Wiener Senaten zur Erledigung 
abgetreten wurden. 

116 

326 

24 :janner 1949. 

erlediß!e unerledigte 
Fälle FRlie -"--
2472 U66l 

3711 113X% 

1S 8 

84 33 

689 59 

" 

24 146 

114 2 

242 

307 19 
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5.Beiblatt Beiblatt zur, Parlarncntskorrospondenz • 24.Jänner 1949. 

v. Salzburg anßcfallene erledigte u.ncrledi.t~t ". 
Fälle Fälle Fälle 

Besohwerdefälle 90x 29 G1 
~äl1Q·nach § 4.Abs.!5}a. 

1it sa l VG!1947 1ß2 118 44 
x) Darunter 58 Beschwerden, die im 

Septe~er 1948 von den Wiener Senaten zur 
E71edigung abgetreten wurden. 

T1e. Innsbruck 

»csohwerde:f'älle 7r 7'1 

Fälle"nach § 4aAbs.!5}t 
Iit.a l VG.l947 409 397 12 

x) Darunter 74 Besohwerden, die im 
.~eptember 1948 von den Wiener Senaten zur 
E~~edigung abgetreten wurden. 

m .. Bregenz 

Be sohwerdefälle 50x 4 40 

Fälle· nach' § 4 I Abs.' 5) z 
1it.a, VG.1947 156 156 .. 

x) Darunter 45 Beschwerden, die im 
September 19'8 von den Wiener Senaten tur 
El!ledigung abgetreten wurden~ 

Derzeit übersteißt die Anzahl der ·monatlichen Erledigungon 

.im allgemeinen ein wenig das Ausmass des monatlichen Arbeitsanfalles, der 

bei den.Aussensenaten 30 - 40, in Wien 450 .,. 500 Registrierungsfälle 

beträgt. 

-.... '-.-.-

• 
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